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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Abgeordneten Georg Schmid, Thomas 
Kreuzer, Petra Guttenberger und Fraktion (CSU), 
Franz Maget, Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Harald 
Güller und Fraktion (SPD), 
Hubert Aiwanger, Tanja Schweiger, Bernhard Pohl, 
Jutta Widmann und Fraktion (FW), 
Margarete Bause, Sepp Daxenberger, Ulrike Gote, 
Dr. Christian Magerl, Susanna Tausendfreund und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
Thomas Hacker, Jörg Rohde, Tobias Thalhammer und 
Fraktion (FDP) 
Drs. 16/1581, 16/1808 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Abgeordnetenge-
setzes 

§ 1 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des 
Bayerischen Landtags (Bayerisches Abgeordnetengesetz) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. März 1996 
(GVBl S. 82, BayRS 1100-1-I), zuletzt geändert durch § 3 
des Gesetzes vom 24. Mai 2007 (GVBl S. 344), wird wie 
folgt geändert: 
1. In die Inhaltsübersicht wird folgender Art. 43e einge-

fügt: 
„Art. 43e Übergangsregelung für den Anspruch auf Al-

tersentschädigung und für die Anrechnung 
beim Zusammentreffen mehrerer Versor-
gungsbezüge“ 

2. In Art. 4 Abs. 2 werden die Worte „§ 1“ durch die 
Worte „§ 1b“ ersetzt. 

3. Art. 5 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Sie beträgt je Monat 6 641 Euro.“ 
b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „1. Juli 2005, 
1. Juli 2006, 1. Juli 2007, und zum 1. Juli 
2008“ durch die Worte „1. Juli 2010, 1. Juli 
2011, 1. Juli 2012 und zum 1. Juli 2013“ er-
setzt. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Maßstab für die Anpassung ist die Verände-
rung einer gewogenen Maßzahl der Einkom-
mensentwicklung in Bayern, die sich zusam-
mensetzt aus 

1. dem Index der durchschnittlichen Brutto-
monatsverdienste vollzeitbeschäftigter Ar-
beitnehmer im produzierenden Gewerbe 
und im Dienstleistungsbereich mit einem 
Anteil von 87,2 v.H., 

2. dem Monatsentgelt eines Beschäftigten der 
Entgeltgruppe 11 nach dem Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst (TVöD) für das 
Tarifgebiet West im Bereich der Vereini-
gung der kommunalen Arbeitgeberverbän-
de in der höchsten Stufe mit einem Anteil 
von 6,2 v.H.,  

3. den Bruttomonatsbezügen eines verheira-
teten Beamten (ohne Kinder) des Freistaa-
tes Bayern der Besoldungsgruppe A 12 in 
der höchsten Stufe mit einem Anteil von 
6,6 v.H.“ 

4. Art. 6 wird wie folgt geändert: 
a) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „2 760 Euro“ 

durch die Worte „3 109 Euro“ ersetzt. 

b) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „10 226 Euro“ 
durch die Worte „12 500 Euro“ ersetzt. 

bb) Es werden folgende neue Sätze 2 und 3 einge-
fügt: 

„2Erstattet werden Aufwändungen, die seit Be-
ginn der Wahlperiode entstanden sind. 3Maß-
gebend ist das Rechnungsdatum, das unbe-
schadet Satz 2 bei Antragstellung nicht länger 
als ein Jahr zurückliegen darf.“ 

cc) Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden Sätze 4 bis 
7. 

dd) In Satz 5 werden nach dem Wort „Veräuße-
rung“ die Worte „von Erstattungsgegenstän-
den“ eingefügt. 

5. Art. 7 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden die Worte „41 Euro“ durch 
die Worte „100 Euro bei einer Vollversamm-
lung, 50 Euro bei einer Ausschusssitzung“ er-
setzt. 
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bb) In Satz 4 wird das Wort „Abgeordneter“ durch 
die Worte „Mitglied des Landtags“ ersetzt. 

cc) In Satz 5 werden die Worte „Wahl mit Na-
mensaufruf“ durch die Worte „geheimen 
Wahl“ ersetzt. 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) 1Einem Mitglied des Bayerischen Landtags, 
das an einer namentlichen Abstimmung oder einer 
geheimen Wahl nicht teilnimmt oder das bei der 
Feststellung der Beschlussfähigkeit durch Na-
mensaufruf nicht anwesend ist, werden 25 Euro 
von der monatlichen Kostenpauschale abgezogen. 
2Der Betrag kommt für einen Tag höchstens vier-
mal zum Abzug und nur insoweit, als der Abzug 
100 Euro bei einer Vollversammlung nicht über-
steigt.“ 

c) Es wird folgender neuer Abs. 4 eingefügt: 
„(4) Ab dem 15. Tag einer ärztlich attestierten Er-
krankung finden die Abs. 1 und 2 insoweit Anwen-
dung, als nur eine hälftige Kürzung erfolgt.“ 

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und die Worte 
„Absätze 1 bis 3“ werden durch die Worte „Abs. 1 
bis 4“ ersetzt.  

6. Art. 11 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Erwerbseinkommen sind Einkommen aus nicht-
selbstständiger Arbeit einschließlich Abfindungen 
sowie Einkünfte aus selbstständiger Arbeit, aus Ge-
werbebetrieb, aus Land- und Forstwirtschaft sowie 
Entschädigungen als Mitglied des Europäischen 
Parlaments, des Deutschen Bundestags oder in ei-
ner gesetzgebenden Körperschaft eines anderen 
Landes.“ 

b) Abs. 4 Satz 4 wird aufgehoben. 
c) Abs. 5 wird aufgehoben. 
d) Die bisherigen Abs. 6 und 7 werden Abs. 5 und 6. 
e) In Abs. 6 werden jeweils die Worte „Art. 24 des 

Landeswahlgesetzes“ durch die Worte „Art. 22 des 
Landeswahlgesetzes“ ersetzt. 

7. Art. 12 erhält folgende Fassung: 

„Art. 12 
Anspruch auf Altersentschädigung 

(1) Ein Mitglied des Bayerischen Landtags erhält nach 
seinem Ausscheiden eine Altersentschädigung, wenn es 
das 67. Lebensjahr vollendet und dem Bayerischen 
Landtag zehn Jahre angehört hat.  

(2) 1Mitglieder des Bayerischen Landtags, die vor dem 
1. Januar 1947 geboren sind, erreichen die Altersgrenze 
mit Vollendung des 65. Lebensjahres. 2Für Mitglieder 
des Bayerischen Landtags, die nach dem 31. Dezember 
1946 geboren sind, wird die Altersgrenze wie folgt an-
gehoben:  

Geburtsjahr Anhebung 
um Monate 

auf Alter 
 Jahr  Monate 

1947 1 65 1 
1948 2 65 2 
1949 3 65 3 
1950 4 65 4 
1951 5 65 5 
1952 6 65 6 
1953 7 65 7 
1954 8 65 8 
1955 9 65 9 
1956 10 65 10 
1957 11 65 11 
1958 12 66 0 
1959 14 66 2 
1960 16 66 4 
1961 18 66 6 
1962 20 66 8 
1963 22 66 10 

ab 1964 24 67  

(3) 1Gehörte ein ausgeschiedenes Mitglied dem Bayeri-
schen Landtag mehrmals mit Unterbrechung an, so sind 
die Zeitabschnitte zusammen zu rechnen. 2Mit jedem 
über das zehnte Jahr hinausgehenden Jahr bis zum 
20. Jahr der Mitgliedschaft im Bayerischen Landtag 
entsteht der Anspruch auf Altersentschädigung ein hal-
bes Lebensjahr früher. 3Art. 11 Abs. 1 Satz 4 gilt ent-
sprechend.“ 

8. Dem Art. 15 Abs. 4 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Art. 12 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.“ 

9. Dem Art. 16 wird folgender Abs. 5 angefügt: 
„(5) Hat ein ausgeschiedenes Mitglied bis zu seinem 
Tod keinen Antrag auf Versorgungsabfindung gestellt, 
können sein überlebender Ehegatte oder, soweit ein 
solcher nicht vorhanden ist, die leiblichen oder die als 
Kind angenommenen Kinder einen Antrag nach Abs. 1 
stellen.“ 

10. In Art. 18a werden die Worte „Die Ermittlung des 
Wertunterschieds im Sinn des § 1587a Abs. 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs“ durch die Worte „Die Berech-
nung und Durchführung des Versorgungsausgleichs“ 
ersetzt. 

11. Art. 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 3 Satz 2 wird der Klammerzusatz „(Beitrag 
der Allgemeinen Ortskrankenkasse Bayern)“ ge-
strichen. 

b) In Abs. 5 Satz 2 werden nach den Worten „Zustel-
lung des“ die Worte „Übergangsgeldbescheids 
bzw.“ eingefügt. 
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12. Art. 22 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Entsprechendes gilt für Renten im Sinn des § 55 
Abs. 1 Satz 2 des Beamtenversorgungsgesetzes mit 
Ausnahme von Renten aus einer freiwilligen 
Pflichtversicherung auf Antrag gemäß § 4 Abs. 2 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch; § 55 Abs. 3 
und 4 des Beamtenversorgungsgesetzes sind sinn-
gemäß anzuwenden.“ 

b) In Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „§ 55 Abs. 1 
Satz 1“ durch die Worte „§ 55 Abs. 1 Satz 2“ er-
setzt. 

c) In Abs. 6 Satz 2 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„soweit nicht bereits eine Anrechnung dieser Ver-
sorgungsbezüge durch den Deutschen Bundestag 
erfolgt.“ 

d) Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

aa) Es wird folgender neuer Satz 1 eingefügt: 

„1Die Versorgungsbezüge mit Ausnahme der 
Renten gemäß Abs. 2 Satz 2 werden nur mit 
dem Teil in die Anrechnung einbezogen, der 
nicht auf eigenen Beiträgen beruht.“ 

bb) Die bisherigen Sätze 1 bis 3 werden Sätze 2 
bis 4. 

e) Es wird folgender Abs. 11 angefügt: 

„(11) Versorgungsbezüge, die Hinterbliebene nach 
diesem Gesetz beziehen, ruhen neben eigenen Ver-
sorgungsbezügen aus einer Mitgliedschaft im Bay-
erischen Landtag in Höhe des Betrags, um den die-
se Bezüge die Höchstversorgung nach diesem Ge-
setz übersteigen.“ 

13. Art. 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „Art. 24 Satz 2 
des Landeswahlgesetzes“ durch die Worte „Art. 22 
Satz 2 des Landeswahlgesetzes“ ersetzt. 

b) In Abs. 5 Satz 1 wird nach den Worten „Art. 5, 6 
Abs. 2,“ das Wort „Art.“ eingefügt. 

14. Art. 30 Abs. 1 Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„1Ein in den Bayerischen Landtag gewählter Beamter 
mit Dienstbezügen scheidet mit dem Erwerb der 
Rechtsstellung als Mitglied des Bayerischen Landtags 
aus seinem Amt aus. 2Die Rechte und Pflichten aus 
dem Dienstverhältnis eines in den Bayerischen Landtag 
gewählten Beamten mit Dienstbezügen ruhen für die 
Dauer der Mitgliedschaft mit Ausnahme der Pflicht zur 
Amtsverschwiegenheit und des Verbots der Annahme 
von Belohnungen und Geschenken.“ 

15. Dem Art. 43d Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Art. 12 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.“ 

16. Es wird folgender Art. 43e eingefügt: 

„Art. 43e 
Übergangsregelung für den Anspruch auf Alters-

entschädigung und für die Anrechnung beim  
Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge 

(1) Bis zum Ende der 16. Wahlperiode des Bayerischen 
Landtags finden Art. 12, 15 Abs. 4, Art. 22 Abs. 2 
und 7 und Art. 43d Abs. 2 in der bis zum 31. Juli 2009 
geltenden Fassung Anwendung. 

(2) Auf die am 1. August 2009 vorhandenen ehemali-
gen Mitglieder des Bayerischen Landtags und Hinter-
bliebenen, die am 31. Juli 2009 bereits entsprechende 
Leistungen beziehen, findet Art. 22 Abs. 11 keine An-
wendung.“ 

§ 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2009 in Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 treten § 1 Nrn. 3 und 4 mit 
Wirkung vom 1. Juli 2009 in Kraft.    

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 


